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Kos t e n

15 Die Auslagen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, die Erklä­
rungen vor dem Gerichtshof abgegeben hat, sind nicht erstattungsfähig. Für
die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren vor dem Gerichtshof
ein Zwischenstreit in dem vor dem Hessischen Verwaltungsgerichtshof anhän­
gigen Rechtsstreit. Die Kostenentscheidung obliegt daher diesem Gericht.

Aus diesen Gründen hat

DER GERICHTSHOF

auf die ihm vom Hessischen Verwaltungsgerichtshof (VI. Senat) gemäß dessen
Beschluß vom 8. Juli 1974 vorgelegten Fragen für Recht erkannt:

Die Prüfung der gestellten Fragen hat nichts ergeben, was die
Gültigkeit der Verordnung Nr. 849/70 der Kommission vom 11.
Mai 1970 zur Änderung der Verordnungen Nr. 1403/69 und
1404/69 hinsichtlich der Denaturierung von Weichweizen berüh­
ren könnte.

Lecourt Mertens de Wilmars Mackenzie Stuart Donner Monaco

Pescatore Kutscher Sørensen O'Keeffe

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 18. März 1975.

Der Kanzler

A. Van Houtte

Der Präsident

R. Lecourt

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS ALBERTO TRABUCCHI
VOM 26. FEBRUAR 1975 1

Herr Präsident.

meine Herren Richter!

1. In den von dem deutschen Verwal­

tungsgericht vorgelegten Fragen wird das

Problem angesprochen, ob die Verord­
nung (EWG) Nr. 849/70 der Kommis­
sion vom 11. Mai 1970 gültig war, soweit
darin die Erhöhung der Denaturierungs­
prämie für Weichweizen mit über 77

1 — Aus dem Italienischen übersetzt
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kg/hl Eigengewicht beseitigt wurde, die
durch die Verordnung (EWG) der Kom­
mission Nr. 1403/69 vom 18. Juli 1969
eingeführt worden war. Es geht darum
festzustellen, ob die Verordnung Nr.
849/70

a) wegen nicht ausreichender Begrün­
dung oder

b) wegen Nichtvorliegens der rechtli­
chen Voraussetzungen

ungültig war

und ob

im Falle der Verneinung ihre ersten bei­
den Artikel jedenfalls insoweit unwirk­
sam waren, als sie auch den Weichwei­
zen erfaßten, der von dem Denaturierer
schon vor Inkrafttreten dieser Verord­

nung eingekauft worden war.

In einer Zeit wie der heutigen, die durch
eine Getreideknappheit auf dem Welt­
markt gekennzeichnet ist, setzt sich ein
Unternehmen, das die Beseitigung einer
Zusatzprämie beanstandet, die als Anreiz
dazu dient, Weizen für andere Zwecke
als für die menschliche Ernährung zu ver­
wenden, der Gefahr aus, eine spontane
negative Reaktion hervorzurufen. Doch
dürfen wir nicht vergessen, daß der An­
spruch, den die Firma Deuka in dem vor
dem deutschen Richter anhängigen
Rechtsstreit geltend macht, an das Getrei­
dewirtschaftsjahr 1969/70 anknüpft, das
heißt einen Zeitraum, der sich bestimmt
noch nicht durch eine Getreideknapp­
heit auf dem Weltmarkt auszeichnete.

Dies folgt auch daraus, daß der Mechanis­
mus der Denaturierungsprämien für Ge­
treide noch nach den Ereignissen, die
den vor dem staatlichen Richter schwe­
benden Rechtsstreit auslösten, fortbe­
stand und angewandt wurde.

Bevor ich auf die Vorlagefragen des deut­
schen Richters eingehe, will ich kurz die
gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften
über die Denaturierung von Getreide skiz­
zieren, die in diesem Verfahren eine
Rolle spielen.

Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung Nr.
120/67/EWG des Rates vom 13. Juni
1967 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Getreide eröffnete die Möglich­
keit, eine Denaturierungsprämie für
Weichweizen zu gewähren; die hierfür
geltenden Grundregeln wurden in der
Verordnung Nr. 172/67/EWG des Rates
vom 27. Juni 1967 aufgestellt. In der er­
sten Begründungserwägung dieser Verord­
nung wird zum Ausdruck gebracht, die
Denaturierungsmethoden müßten genü­
gend wirksam sein, um zu verhindern,
daß denaturiertes Getreide zur Verwen­

dung für die menschliche Ernährung er­
neut auf den Markt gebracht werde. Der
Sinn der Denaturierung ist es nämlich,
den Markt zu stützen, indem ein Teil der
Erzeugnisse, die keinen natürlichen Ab­
satz finden, dem normalen Verwendungs­
zweck entzogen wird. In dem uns be­
schäftigenden Fall ist das Getreide, das
für den menschlichen Verbrauch ungeeig­
net gemacht wird, normalerweise zur Fut­
termittelherstellung bestimmt.

Nach Artikel 5 der genannten Verord­
nung ist die Denaturierungsprämie in
einer Höhe festzusetzen, die eine Störung
der Märkte für Gerste und Mais aus­

schließt. Laut Artikel 5 der Verordnung
Nr. 242/67 der Kommission vom 30.

Juni 1967 mit Durchführungsbestimmun­
gen zu den Vorschriften über die Denatu­
rierung von Weichweizen und Roggen
setzt sich die Denaturierungsprämie aus
einem Teilbetrag, der den Unterschied
zwischen den Preisen für Weichweizen

und Gerste berücksichtigt, und einem
weiteren Teilbetrag, der darüber hinaus
den technischen Kosten der Denaturie­

rung Rechnung trägt, zusammen.

Angesichts der Kosten, die es für die All­
gemeinheit mit sich bringt, darf von die­
sem Instrument der Marktstützung ver­
ständlicherweise nur insoweit Gebrauch

gemacht werden, als es zur Erreichung
des Gesetzeszweckes unbedingt notwen­
dig ist. Die fragliche Regelung be­
schränkt die Prämiengewährung auf sol­
ches Getreide, das bestimmten Qualitäts­
anforderungen entspricht (Art. 2 der Ver-
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Ordnung Nr. 242/67). Außerdem verrin­
gert sich gemäß Artikel 5 Absatz 2 die
Prämie für Weizen mit einem niedrige­
ren Eigengewicht als dem für die Stan­
dardqualität festgesetzten. Maßnahmen
zur globalen mengenmäßigen Beschrän­
kung sind dagegen nicht vorgesehen. Um
einen Anspruch auf die Prämie zu be­
gründen, muß die Denaturierung indes
gemäß Artikel 7 der Verordnung Nr.
172/67 mit Einverständnis der Interven­
tionsstelle und unter deren Kontrolle er­

folgen.

Der Gemeinschaftsgesetzgeber nahm
sich auch des Interessenschutzes derjeni­
gen Unternehmen an, die Denaturie­
rungsgeschäfte durchführen. Der dritten
Begründungserwägung der letztgenann­
ten Ratsverordnung zufolge muß näm­
lich das Bestehen der Prämie etwaigen
Begünstigten zu Beginn des Wirtschafts­
jahres bekannt sein, damit sie für eine
zweckmäßige Verwendung des denaturier­
ten Weichweizens Vorkehrungen treffen
können. Folgerichtig bestimmt Artikel 4
Absatz 1 dieser Verordnung, daß die Prä­
mie vor Beginn eines jeden Wirtschafts­
jahres für dessen Dauer festgesetzt wird.

Die in Artikel 4 angedeutete Möglich­
keit, den Prämienbetrag zu verändern,
betrifft einerseits die Festsetzung einer je
nach Jahreszeit unterschiedlichen Grund­
prämie (vgl. z. B. die Kommissionsverord­
nung Nr. 957/68 vom 12. 7. 1968), an­
dererseits die etwaige Festsetzung von
Prämienzu- oder -abschlagen entspre­
chend den jeweiligen Qualitätsmerkma­
len der verschiedenen Weichweizenarten.
Die Kommission machte von der letzte­

ren Möglichkeit mittels Verordnungen
Nr. 956/68 vom 12. Juli 1968 und
1403/69 vom 18. Juli 1969 Gebrauch.
Hiernach wird die Denaturierungsprämie
durch die Anwendung bestimmter Pro­
zentsätze auf den Grundinterventions­

preis, der zu Beginn des Wirtschaftsjah­
res für Weichweizen gilt, erhöht, wenn
der zu denaturierende Weichweizen ein

höheres Eigengewicht als 77 kg/hl auf­
weist.

Um für die Zukunft den Getreideabsatz

auf dem Binnenmarkt ganz allgemein zu
erleichtern, führte die Kommission mit
der Verordnung Nr. 1404/69 darüber
hinaus noch einen weiteren Anreiz für

die Denaturierung ein, indem sie den er­
sten für die Prämienberechnung in Be­
tracht kommenden Teilbetrag um einen
festen Betrag von 2,50 Rechnungseinhei­
ten erhöhte und damit für die Zwecke

der Prämienberechnung den Unterschied
zwischen den Preisen für Weichweizen

und Gerste künstlich vergrößerte.

Durch Verordnung Nr. 1583/69 vom 8.
August 1969 erhöhte die Kommission
schließlich wegen des Umfanges der Be­
stände und der Schwierigkeiten bei der
Einlagerung den Prämienbetrag um Wei­
tere 2 Rechnungseinheiten.

2. Die Verordnung Nr. 172/67 war in­
des insoweit lückenhaft, als sie die Mög­
lichkeit einer Prämienänderung während
des Wirtschaftsjahres nicht vorsah. Die
Erfahrung lehrte, daß die fehlende Mög­
lichkeit der Prämienänderung während
des Wirtschaftsjahres bei einer erhebli­
chen Veränderung der für die Festset­
zung der Prämie verwendeten Faktoren
dazu führte, das Interesse der Unterneh­
mer an einer Denaturierung zu vermin­
dern oder zu steigern. Dadurch drohte
das Marktgleichgewicht gestört zu wer­
den, insbesondere wenn die Interven­
tionsstellen Gefahr liefen, infolge der
Lage auf dem Getreidemarkt umfang­
reiche Mengen ankaufen zu müssen. Aus
diesen Erwägungen hielt es der Rat aus­
weislich der Verordnung Nr. 644/68 vom
29. Mai 1968 für angebracht, trotz der
anerkannten Notwendigkeit, den Prä­
mienbetrag vor Beginn des Wirtschafts­
jahres bekanntzugeben, eine Abänderung
für den Fall zu gestatten, daß das Markt­
gleichgewicht aus den oben angegebenen
Gründen erschüttert zu werden drohte.

Infolgedessen ergänzte er Artikel 4 Ab­
satz 1 der Verordnung Nr. 172/67 durch
die Vorschrift, die Prämie könne im
Laufe des Wirtschaftsjahres geändert wer­
den, „falls auf dem gemeinschaftlichen
Getreidemarkt eine Störung droht".
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In ihrer Verordnung Nr. 849/70 vom 11.
Mai 1970, um deren Gültigkeit vorlie­
gend gestritten wird, machte die Kommis­
sion von dieser Möglichkeit Gebrauch. In
der Erwägung, daß die seinerzeit auf dem
Markt für Brotgetreide herrschenden Be­
dingungen, insbesondere die zufrieden­
stellende Entwicklung beim Absatz von
überschüssigem Weichweizen mit einem
hohen Eigengewicht, Marktstörungen her­
vorzurufen drohten, wenn der durch die
Denaturierung geschaffene Anreiz beste­
henblieb, beseitigte die Kommission
durch diese Verordnung die in Artikel 4
Absatz 2 der vorerwähnten Verordnung
Nr. 1403/69 vorgesehene Erhöhung der
Denaturierungsprämie für Weichweizen
mit einem höheren Eigengewicht als 77
kg/hl, während sie die übrigen in den
Verordnungen Nr. 1404/69 und 1583/69
vorgesehenen allgemeinen Zuschläge
unberührt ließ.

3. Das durch die Ratsverordnungen Nr.
172/67 und 644/68 geschaffene System
dient in erster Linie dem öffentlichen In­

teresse am reibungslosen Funktionieren
des Getreidemarktes, doch wird gleichzei­
tig der Versuch unternommen, das öffent­
liche Interesse mit dem Privatinteresse

der Unternehmen in Einklang zu brin­
gen, denen grundsätzlich an einer gewis­
sen Stabilität der bestehenden Regelung
und vor allem an der Beibehaltung der
für die Denaturierung von Getreide fest­
gesetzten Prämien während des gesamten
Wirtschaftsjahres gelegen ist. Die Tat­
sache jedoch, daß der Gemeinschaftsge­
setzgeber für den Getreidesektor keine
vergleichbare Regelung wie bei der Dena­
turierung von Zucker traf, bei der für die
Dauer eines Jahres eine Denaturierungs­
prämie in unveränderlicher Höhe garan­
tiert wird, deutet darauf hin, daß der Ge­
setzgeber auf dem Getreidesektor im Un­
terschied zum Zuckersektor aufgrund
wirtschafts-und marktpolitischer Erwä­
gungen, über die zu befinden der Ge­
richtshof nicht berufen ist, das Privatinter­
esse dem öffentlichen Interesse eindeuti-
ger und entschiedener als auf dem Zuk­
kersektor unterordnen wollte. Den Ge­

meinschaftsbehörden sollte die Befugnis

zur Änderung des Prämienbetrages für
die Denaturierung von Weichweizen wäh­
rend des laufenden Wirtschaftsjahres vor­
behalten bleiben; außerdem sollte von
vornherein die Möglichkeit abgeschnit­
ten werden, den einzelnen Unternehmen
für ihre jährlichen Denaturierungspro­
gramme verbindliche Zusicherungen zu
machen.

Auch ohne daß ihnen die zu Beginn des
Wirtschaftsjahres festgesetzten Prämien
für die Denaturierung von Getreide recht­
lich garantiert sind, genießen die Unter­
nehmer, die ihr Marktverhalten an diesen
Prämien ausrichten, gleichwohl Schutz
vor willkürlichen Änderungen, denn zu
den Grundforderungen eines auf Rechts­
staatlichkeitsgrundsätzen aufbauenden
Systems gehört es, daß die Kommission
von ihrer Befugnis zur Änderung der Prä­
mienhöhe im Laufe des Wirtschaftsjahres
nur bei einer Veränderung der Faktoren
Gebrauch macht, nach denen sich die
Prämienhöhe bestimmt. Zudem reicht

nicht jede beliebige Veränderung aus;
vielmehr muß es sich um eine spürbare
Veränderung handeln, die das Markt­
gleichgewicht gefährdet. Dieser Fall kann
insbesondere eintreten, wenn die Lage
auf dem Getreidemarkt die Interventions­

stellen zu bedeutenden Käufen zwingt.
Hierin liegt, wie wir gesehen haben, im
Lichte der ersten Begründungserwägung
der Verordnung Nr. 644/68 betrachtet,
die Bedeutung der durch die Ratsverord­
nung Nr. 644/68 eingeführten Vorschrift,
durch die Artikel 4 Absatz 1 der Verord­

nung Nr. 172/67 ergänzt wurde.

Wenn der Gemeinschaftsgesetzgeber in
den Begründungserwägungen der Verord­
nung Nr. 644/68 ausdrücklich auf diesen
Fall Bezug nahm, dann zeigt dies, daß
ihm bei der Eröffnung der Möglichkeit,
während des Wirtschaftsjahres Änderun­
gen vorzunehmen, vor allem eine durch
Überschüsse gekennzeichnete Lage und
mithin eine Prämienänderung nach oben
vorschwebte. Dieser Umstand schloß
aber sicherlich nicht die Anwendbarkeit

der Verordnung auch auf den umgekehr­
ten Fall aus. Eher diente er einer begriffli-
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chen Klärung der Wendung „falls auf
dem gemeinschaftlichen Getreidemarkt
eine Störung droht", von deren Eintritt
die Ratsverordnung Nr. 644/68 die Mög­
lichkeit einer Prämienänderung während
des Wirtschaftsjahres abhängig machte.

Diesem Begriff kann durchaus eine unter­
schiedliche Bedeutung zukommen, je
nachdem, ob die Lage durch größere
Überschüsse oder dadurch gekennzeich­
net ist, daß die Absatzschwierigkeiten
weggefallen sind, welche die Einführung
oder Erhöhung der Prämie gerechtfertigt
hatten.

Im ersten Falle, also im Falle einer etwai­
gen Erhöhung der Denaturierungsprämie
im Laufe des Wirtschaftsjahres, hielt es
der Gemeinschaftsgesetzgeber, der ange­
sichts der damaligen Marktlage in erster
Linie diese Sachverhaltsgestaltung vor
Augen hatte, verständlicherweise für ange­
bracht, mit der Umsicht vorzugehen, die
geboten ist, wenn eine Vermehrung der
öffentlichen Ausgaben in Frage steht und
die finanzierte Tätigkeit überdies zu
einer Wertminderung der bearbeiteten
Waren führt.

Anders liegen die Dinge im zweiten
Falle: Geht man davon aus, daß die Dena­
turierung von Weizen mit der damit ver­
bundenen neuen Zweckbestimmung ge­
genüber dem normalen Verwendungs­
zweck eine wirtschaftlich an sich wider-

sinnige Tätigkeit darstellt, die sich nur
rechtfertigen läßt, soweit sie erforderlich
ist, um größere Übel abzuwenden, die bei
einem Überangebot dieses Erzeugnisses
auf dem Markt eintreten können, so lau­
tet die Schlußfolgerung, daß nach dem
Wegfall der zur Rechtfertigung dienen­
den tatsächlichen Voraussetzungen eine
Störung des Marktes und eine Beeinträch­
tigung seiner Funktionsmechanismen zu
besorgen wäre, wenn weiterhin Anreize
für die Denaturierung geboten würden.
Dies gilt nicht nur im Hinblick auf den
durch die Denaturierung verursachten,
überflüssig gewordenen Kostenaufwand,
sondern in noch stärkerem Maße unter

dem Gesichtspunkt, daß das Erzeugnis in

seinem Handelswert vermindert und sei­

ner natürlichen Zweckbestimmung ent­
fremdet wird.

4. Wenden wir uns nun der Untersu­

chung der vom deutschen Richter vorge­
legten Fragen zu.

Die erste geht dahin, ob die Verordnung
Nr. 849/70 der Kommission vom 11. Mai

1970 ausreichend begründet ist.

Da sich aus dem Urteil des Gerichtshofes
in den verbundenen Rechtssachen 21 bis

24/72 (International Fruit Company —
Slg. 1972, 1226, Randnummern 4 bis 6)
ableiten läßt, daß der Gültigkeitsprüfung,
um die der Gerichtshof auf Grund eines

Vorabentscheidungsersuchens angegan­
gen werden kann, nach Inhalt und Um­
fang grundsätzlich keine engeren Gren­
zen gezogen sind als im Falle einer Nich­
tigkeitsklage, mit der die Rechtmäßigkeit
eines Aktes der Gemeinschaftsexekutive

zur Prüfung gestellt wird, spricht nichts
dafür, unterschiedliche Anforderungen
an die Begründung zu stellen, je nach­
dem, ob eine Maßnahme einer Gültig­
keitskontrolle im Sinne des Artikels 177

oder einer Rechtmäßigkeitskontrolle im
Sinne des Artikels 173 des Vertrages un­
terzogen wird.

Insoweit bedeutsam ist allein die Unter­

scheidung zwischen einer individuellen
Regelung einerseits und einer generellen
normativen Regelung andererseits. Ihrer
Rechtsprechung zufolge sind an die Be­
gründung eines Normativaktes weniger
strenge Anforderungen zu stellen als an
die Begründung einer individuellen Ent­
scheidung. Bei einem Rechtsakt, der sich
in ein ganzes Normensystem einfügt, ge­
nügt es insbesondere, wenn die Begrün­
dung, mag sie für sich allein auch nicht
erschöpfend sein, durch früher ergangene
Normativakte aufgehellt wird, deren
Kenntnis bei den auf dem fraglichen Spe-
zialsektor tätigen Unternehmern voraus­
gesetzt werden kann.

Laut Urteil in der Rechtssache 5/67 (W.
Beus GmbH — Slg. 1968, 144) hängt der
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Umfang der in Artikel 190 des Vertrages
festgelegten Begründungspflicht von der
Rechtsnatur der in Betracht kommenden
Maßnahme ab. Handelt es sich um eine

Verordnung, das heißt um einen Rechts­
akt allgemeiner Geltung, so kann sich
deren Begründung darauf beschränken,
die Gesamtlage zu skizzieren, die zum
Erlaß der Maßnahme geführt hat, und
die allgemeinen Ziele zu bezeichnen, die
mit ihr erreicht werden sollen. Dagegen
kann nicht verlangt werden, daß die mit­
unter zahlreichen und verwickelten tat­

sächlichen Umstände im einzelnen aufge­
führt werden, die zum Erlaß der Verord­
nung Veranlassung gegeben haben, und
noch weniger, daß diese Umstände mehr
oder weniger vollständig gewürdigt wer­
den. Dies wird bestätigt durch das Urteil
in der Rechtssache 80/72 (Koninklijke
Lassiefabrieken — Slg. 1973, 652).

Die Gründe für die Aufhebung der Prä­
mienerhöhung finden sich in der ersten
und zweiten Begründungserwägung der
fraglichen Verordnung.

In der ersten Begründungserwägung
nennt die Kommission die Vorschrift,
die die Möglichkeit einer Änderung der
Denaturierungsprämie während des Wirt­
schaftsjahres eröffnete,, in der zweiten
Begründungserwägung legt sie dar, die
seinerzeit auf dem Markt für Brotgetreide
bestehenden Bedingungen, insbesondere
die zufriedenstellende Entwicklung beim
Absatz von überschüssigem Weichweizen
mit einem hohen Eigengewicht, drohten
Störungen auf dem Markt dieser Getreide­
art hervorzurufen, falls der Zuschlag zur
Denaturierungsprämie beibehalten
werde.

Wie sich den in diesem Verfahren abge-
gebenen Erklärungen entnehmen läßt,
estand infolge dieser Entwicklung nicht
mehr die Gefahr, daß den Interventions­
stellen große Mengen Weichweizen mit
einem hohen Eigengewicht zum Kauf
angeboten wurden. Gerade diese Gefahr
aber war, wie der Prozeßbevollmächtigte
der Firma Deuka selbst betont hat, der
Anlaß für die Einführung des Qualitätszu-

schlages zur Prämie bei dieser Getreide­
art. Einige Mühlen sollen geradezu in
Versorgungsschwierigkeiten geraten sein.

Im Lichte dieser Erläuterungen reicht die
Bezugnahme der Verordnung auf die gün­
stige Absatzentwicklung in der Gemein­
schaft zur Erklärung dafür aus, daß die
tatsächlichen Voraussetzungen entfallen
waren, die die Kommission dazu bewo­
gen hatten, den in Rede stehenden Zu­
schlag einzuführen.

Da diese Prämienanhebung lediglich
dazu dient, einer ungewöhnlichen Lage
Herr zu werden, bewirkt der Wegfall der
Gefahr, die den Anlaß hierfür geboten
hat, daß die Kommission das Erzeugnis
im Falle einer Weitergewährung des Zu­
schlages möglicherweise der gewöhnli­
chen Zweckbestimmung entfremdet, der
es bei natürlichem Marktverlauf zuge­
führt werden sollte, sofern nicht beson­
dere Absatzschwierigkeiten dem entge­
genstehen. Einem gesunden Menschen
Arzneien zu verordnen ist von Übel. Nor­

malisiert sich der Absatz eines Erzeugnis­
ses, so stellt die Begründung, im Falle
einer unveränderten Beibehaltung der
Denaturierungsprämie drohe die Gefahr
von Störungen, auf die in der Verord­
nung Nr. 644/68 des Rates abgestellt
wird, für sich allein eine ausreichende
Rechtfertigung dar, weil der Grund für
die getroffene Maßnahme gerade in der
festgestellten günstigen Absatzentwick­
lung liegt.

Dies genügt, um die erste Vorlagefrage
des deutschen Richters zur Begründung
der Verordnung Nr. 849/70 der Kommis­
sion zu verneinen.

5. Zur Frage des tatsächlichen Vorlie­
gens einer drohenden Störung, von der
Artikel 1 der Verordnung Nr. 644/68 des
Rates die Änderung der Denaturierungs­
prämie während des Wirtschaftsjahres
abhängig machte, hat die Firma Deuka
vorgetragen, diese Voraussetzung wäre
vorliegend nur dann gegeben gewesen,
wenn sich für das fragliche Erzeugnis
generelle Versorgungsschwierigkeiten in
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der gesamten Gemeinschaft hätten fest­
stellen lassen; dies sei jedoch einerseits
wegen des Umfangs der bei den Interven­
tionsstellen vorhandenen Vorräte und der

dadurch möglichen ausreichenden Versor­
gung bis zum Ende des laufenden Wirt­
schaftsjahres und andererseits wegen der
Substituierbarkeit des Weichweizens von

hohem Eigengewicht durch Weichwei­
zen von durchschnittlichem Eigenge­
wicht bei der Deckung des Bedarfs der
Mühlenindustrie nicht der Fall gewesen.

Diese Behauptungen mögen den wirt­
schaftlichen Tatsachen entsprechen,
doch sind sie gleichwohl nicht geeignet,
das Vorliegen der gesetzlichen Vorausset­
zung auszuschließen, von deren Erfül­
lung die Prämienänderung abhängt.
Denn unwiderlegt bleibt die günstige
Absatzentwicklung bei dem fraglichen
Erzeugnis, die, wie wir gesehen haben,
ausreicht, um eine Verringerung der Prä­
mie zu rechtfertigen. Die Versorgungs­
schwierigkeiten waren kein Beweis dafür,
daß von der Prämie Störungen ausgin­
gen, sondern belegten ganz im Gegenteil
daß die Ursachen nicht mehr vorlagen,
die eine Prämienerhöhung gerechtfertigt
hatten.

Angesichts der Schranken, die sich ihrer
Rechtsprechung zufolge die Gerichte auf­
zuerlegen haben, wenn sie die Ausübung
der Befugnisse kontrollieren, die der
Gemeinschaftsexekutive bei der Beurtei­

lung komplizierter wirtschaftlicher Tatbe­
stände im Lichte der von der Gemein­

schaft verfolgten politischen Ziele zuste­
hen (Urteil 57/72, Westzucker -Slg.
1973, 340, Randnummer 14), geben die
tatsächlichen und rechtlichen Ausführun­

gen der Firma Deuka nichts dafür her,
daß der zur Prüfung gestellten Verord­
nung mangels der von der Kommission
behaupteten drohenden Störung ein Feh­
ler anhaftet, der zu ihrer Ungültigkeit
führt.

6. Zur letzten Vorlagefrage des nationa­
len Richters darf ich anmerken, daß ich
in den Darlegungen der Kommission ver­
geblich eine Erklärung dafür suche, wes­

halb die Prämienvergünstigung auch bei
demjenigen Getreide zurückgenommen
werden mußte, das in Erfüllung vor Erlaß
der Verordnung eingegangener Verpflich­
tungen bereits zur Denaturierung be­
stimmt war, zumal davon ausgegangen
werden kann, daß insoweit eine Einver­
ständniserklärung der zuständigen Inter­
ventionsstelle gemäß Artikel 7 der Ver­
ordnung Nr. 172/67 des Rates vorlag. Es
ist nicht ersichtlich, inwiefern Marktstö­
rungen von der Beibehaltung der fragli­
chen Vergünstigung für die Mengen aus­
zugehen drohten, für die bereits formelle
Verpflichtungen übernommen worden
waren, so daß sie bei normalem Gang der
Dinge nicht zu einem anderen als dem
ihnen zugedachten Verwendungszweck
auf den Markt zurückgeleitet werden
konnten. Der vorliegende Sachverhalt
gibt, beiläufig bemerkt, nichts dafür her,
daß die Firma Deuka während der fragli­
chen Zeit ungewöhnlich große Mengen
des betreffenden Erzeugnisses der Dena­
turierung zuzuführen beabsichtigte. Ge­
treu dem Grundsatz, daß das eingesetzte
Mittel nicht weiter gehen darf, als der
Zweck dies erfordert, und daß die einer
Einzelperson auferlegte Belastung in an­
gemessenem Verhältnis zu dem sich
daraus für die Allgemeinheit ergebenden
Nutzen stehen muß, kann die fragliche
Verordnung mithin nicht auf Weichwei­
zen von hohem Eigengewicht anwendbar
sein, der in Erfüllung vor Erlaß der Ver­
ordnung ordnungsgemäß eingegangener
bindender Verpflichtungen nach Inkraft­
treten der Verordnung denaturiert wurde.

Ferner verlangt das Gebot der Rechtssi­
cherheit, das im Wirtschaftsleben ange­
sichts der mit jeglicher wirtschaftlichen
Tätigkeit verbundenen Pflichten und La­
sten Geltung beansprucht, daß von der
Änderung einer Marktregelung, die mit
Bezug auf bestimmte Geschäfte den Weg­
fall von Vergünstigungen oder stärkere
Belastungen bewirkt, geschäftliche Tätig­
keiten ausgenommen bleiben, die sich in
der Erfüllung unter der Geltung der gün­
stigeren Regelung eingegangener Ver­
bindlichkeiten erschöpfen, es sei denn,
die Zielsetzung der neuen Regelung
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steht dem entgegen. Mit Rücksicht auf
das Erfordernis, die Zielverwirklichung
der neuen Regelung sicherzustellen, und
in Anbetracht der Besonderheiten des

Lizenzsystems bei der Denaturierung von
Zucker haben Sie im Urteil in der

Rechtssache 57/72 (Westzucker — Slg.
1973, 342) keine Einwände gegen das
Fehlen von Übergangsmaßnahmen zu­
gunsten der Unternehmen erhoben, die
bereits Verbindlichkeiten übernommen
hatten, ohne daß ihnen für die zur Erfül­
lung dieser Verbindlichkeiten notwendi­
gen Zuckermengen Bescheide über die
Vorausfestsetzung der Prämie erteilt wor­
den waren.

Diese Gedankengänge lassen sich auf un­
seren Fall nicht übertragen.

Im übrigen hat die Kommission bereits
mehrfach auf dem Gebiet der Währungs­
ausgleichsbeträge dem Gebot der Rechts­
sicherheit Rechnung getragen und Über­
gangsbestimmungen erlassen, durch die
Verträge, die vor einem bestimmten Da­
tum abgeschlossen worden waren, auch
bei späterer Abwicklung von der belasten­
den Neuregelung ausgenommen wurden
(beispielshalber sei verwiesen auf die Arti­
kel 4 der Verordnungen Nr. 1013/71
vom 17. April 1971, ABl. L 110, S. 8, und
2887/71 vom 30. Dezember 1971, ABl. L
288, S. 57, sowie, aus jüngster Zeit, auf
Artikel 2 der Verordnung Nr. 2966/74
vom 25. November 1974, ABl. L 316,
S. 5).

In Ermangelung ähnlicher Übergangsbe­
stimmungen ist im vorliegenden Falle
auf den Tag des Erlasses der Verordnung
zur Beseitigung des Zuschlages abzustel­
len. Dies muß zumindest dann gelten,
wenn das Unternehmen, das später die
Denaturierung in Erfüllung früher einge­
gangener Verpflichtungen vornahm, vor
jenem Tage der Interventionsstelle ge­
genüber die für diese Denaturierung in
Artikel 7 der Verordnung Nr. 172/67 des
Rates vorgeschriebenen Formalitäten erle­
digt hatte. Denn hierdurch erwarb es
einen Anspruch auf die Prämie in der
durch die seinerzeit geltende Regelung
festgesetzten Höhe. Ebenso wie das Ge­
bot der Rechtssicherheit verlangt die
Wahrung wohlerworbener Rechte, die
zur Prüfung stehende Verordnung in der­
artigen Fällen nicht anzuwenden.

Der Hinweis des Gerichtshofes auf den

allgemein anerkannten Grundsatz, daß
„Gesetzesänderungen, soweit nichts Ab­
weichendes bestimmt ist, auf die künfti­
gen Wirkungen unter dem alten Recht
entstandener Sachverhalte anwendbar

[sind]" (Urteil 1/73, Westzucker — Slg.
1973, 729, Randnummer 5; Urteil
143/73, Sopad -Slg. 1973, 1441, Rand­
nummer 8), bezog sich auf die Anwen­
dung einer neuen, den Unternehmen
günstigeren Norm und ist sicherlich
nicht geeignet, der hier vorgeschlagenen
Lösung für den Fall einer neuen weniger
günstigen Regelung den Boden zu entzie­
hen, bei der die Wahrung eines wohler­
worbenen Rechtes eine Rolle spielt.

Im Ergebnis also rechtfertigten meines Erachtens die öffentlichen Interessen
zwar die Entscheidung, in Zukunft die Zahlung einer Prämie einzustellen, die
keinerlei Bedeutung mehr hatte und daher lediglich einen Anreiz zu unwirt­
schaftlichen Verhaltensweisen bieten konnte, nicht aber rechtfertigten sie,
soweit subjektive Rechte begründet waren, eine Prämie wegfallen zu lassen,
deren Zahlung aufgrund einer Verordnung zugesichert war, die seinerzeit Gel­
tung besaß und erst abgeändert wurde, nachdem die Unternehmen gegenüber
ihren Kunden und den Interventionsstellen Verpflichtungen eingegangen wa­
ren.
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